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166.
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend Änderung

der Eberkörungsordnung für den Amtsverband Vechta.
Oldenburg , den 11 . August 1911.

Der Artikel 7 Z 1 der Eberkörungsordnung für den
Amtsverband Vechta in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24 . März 1903 — Gesetzblatt XXXIV Seite 725 ff . —
hat auf Antrag der Verbandskommission und nach An¬
hörung des Amtsrats folgende Neufassung erhalten:

„Es sollen nur weiße Eber angekört werden , welche
einen guten regelmäßigen Bau , die genügende Größe und
das zum Decken völlig ausreichende Alter haben , das nie¬
mals unter 6 Monaten betragen darf . Eber mit grauen
Hautflecken , aber mit weißen Haaren darauf , sollen jedoch
nicht ausgeschlossen sein.
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Im übrigen sind bei der Körung auch die Verhältnisse
in der betreffenden Abteilung, d. h. der Stand der Schweine¬
zucht und die durch die Bodenverhältnisse bedingte Ernäh¬
rung, zu berücksichtigen."

Oldenburg, den 11. August 1911.
Ministerium des Innern.

Scheer.
Eilers.

167.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend den Erlaß von Be¬

triebsvorschriften für die in der Gemeinde Dedesdorf belegenen
Teilstrecken der Kleinbahn Farge -Wulsdorf.

Oldenburg, den 6. September 1911.

Im Höchsten Aufträge erläßt das Staatsministerium
auf Grund des Artikels 25 des Gesetzes vom 7. Januar
1902, betreffend die nichtstaatlichen Eisenbahnen, für die
in der^ Gemeinde Dedesdorf belegenen Teilstrecken der
Kleinbahn Farge-Wnlsdorf an Stelle der Kleinbahnordnung
vom 25. Januar 1902 die nachfolgenden Betriebsvor¬
schriften:

I. Betrieb.
H. Zustand der Bahn.

Gleise. ' § 1.

Die Spurweite soll, im Lichten zwischen den Schienen¬
köpfen gemessen, in geraden Gleisen 1,435 w betragen.

Spur¬
erweiterungen.

Z 2.
In Krümmungen darf die Spurerweiterung das Maß

von 35 mm nicht überschreiten.
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8 3 . Fahrbarer

1. Die Bahn ist fortwährend in einem solchen bau- ^ Bahn.̂
lichen Zustande zu halten, daß jede Strecke, soweit sie sich
nicht in Ausbesserung befindet, ohne Gefahr mit der für
sie festgesetzten größten Geschwindigkeit(ß 24) befahren wer¬
den kann.

2. Bahnstrecken, auf denen zeitweise die für sie zu¬
lässige Fahrgeschwindigkeit ermäßigt werden muß, sind durch
Signale zu kennzeichnen und unfahrbare Strecken, auch
wenn kein Zug erwartet wird, durch Signale abzuschließen.

8 4 . Umgrenzung
„ lichten

Die Umgrenzung des lichten Raumes ist in Überein- Raumes und
stimmung mit den Vorschriften der Eisenbahnbau- und Be- der Betriebs¬
triebsordnung nach den auf der Anlage dargestellten mittel.
Umrißlinien einzuhalten. Die gleichen Vorschriften gelten
für die Umgrenzung der Betriebsmittel.

8 5.
Bei Anordnungen der Umgrenzungen ist in Krüm¬

mungen auf die Spurerweiterung der Gleise sowie auf die
Überhöhung der äußeren Schiene Rücksicht zu nehmen.

8 6.

Die bis zu 50 mm über Schienenoberkante hervor-
tretenden unbeweglichen Gegenstände müssen außerhalb des
Gleises mindestens 150 mm von der Innenkante des Schie¬
nenkopfes entfernt bleiben; bei unveränderlichem Abstande
derselben von der Fahrschiene darf dies Maß auf 135 mm
eingeschränkt werden. Innerhalb des Gleises muß ihr Ab¬
stand von der Innenkante des Schienenkopfes mindestens
67 mm betragen, jedoch kann dieser Abstand bei Zwangs¬
schienen nach dem mittleren Teile hin allmählich bis auf
41 mm eingeschränkt werden. In gekrümmten Strecken mit

1*
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Spurerweiterung muß der Abstand der innerhalb des
Gleises hervortretenden unbeweglichen Gegenstände von der
Innenkante des Schienenkopfes um den Betrag der Spur¬
erweiterung größer sein als die vorgenannten Maße.

Einfriedigun - H 7.

zen der Bahn . Einfriedigungen der Bahn sowie Sicherheitsvorrichtun¬
gen an Wegeübergängen und Wegen sind nur ausnahms¬
weise herzustellen , wetin und wo dies durch besondere ört¬
liche Verhältnisse bedingt erscheint.

Abteilungs¬
zeichen, Nei¬
gungszeiger,
Merkzeichen.

8 8.

1. Die Bahn muß mit Abteilungszeichen versehen
sein , die Entfernungen von ganzen Kilometern angeben.

2 . Ob und wo vor den in Schienenhöhe liegenden
unbewachten Wegeübergängen ein Kennzeichen anzubringen
ist , welches dem Maschinenführer eines die Strecke be¬
fahrenden Zuges die Annäherung an einen derartigen Über¬
gang anzeigt , ist für jeden Übergang besonders zu be¬
stimmen.

3 . Zwischen zusammenlaufenden Schienensträngen muß
ein Merkzeichen angebracht sein , welches die Stelle angibt,
über die hinaus auf dem einen Gleise Fahrzeuge mit keinem
ihrer Teile vorgeschoben werden dürfen , ohne daß der
Durchgang von Fahrzeugen auf dem anderen Gleise gehin¬
dert wird.

6 . Zustand , Unterhaltung und Untersuchung der
Betriebsmittel.

Zustand der
Betriebs¬

mittel.

8 9.

Die Betriebsmittel müssen fortwährend in einem solchen
Zustande gehalten werden , daß die Fahrten mit der größten
zulässigen Geschwindigkeit (8 24 ) ohne Gefahr stattfinden
können.

«4
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8 10.

1. Für jede Maschine ist nach Maßgabe ihrer Bau¬
art eine Fahrgeschwindigkeit vorzuschreiben , die in Rücksicht
auf die Sicherheit niemals überschritten werden darf . Diese
Geschwindigkeit muß an der Maschine angezeichnet sein.

2 . An jedem Dampfkessel muß sich eine Einrichtung
zum Anschlüsse eines Prüfungsmanometers befinden , durch
das die Belastung der Sicherheitsventile und die Richtigkeit
der Federwagen und Manometer geprüft werden kann.

3 . Jede Lokomotive muß versehen sein:
g.) mit mindestens zwei zuverlässigen Vorrichtungen zur

Speisung des Kessels , die unabhängig voneinander
in Betrieb gesetzt werden können , und von denen
jede für sich während der Fahrt imstande sein muß,
das zur Speisung erforderliche Wasser zuzuführen.
Eine dieser Vorrichtungen muß geeignet sein , auch
beim Stillstände der Lokomotive dem Kessel Wasser
zuzuführen;

b ) mit mindestens zwei voneinander unabhängigen Vor¬
richtungen zur zuverlässigen Erkennung der Wasser¬
standshöhe im Innern des Kessels . Bei einer dieser
Vorrichtungen muß die Höhe des Wasserstandes vom
Stande des Führers ohne besondere Proben fort¬
während erkennbar und eine in die Augen fallende
Marke des niedrigsten zulässigen Wasserstandes an¬
gebracht sein;

o) mit wenigstens zwei Sicherheitsventilen , von denen
das eine so eingerichtet sein soll , daß seine Belastung
nicht über das bestimmte Maß gesteigert werden
kann . Die Sicherheitsventile sind so einzurichten,
daß sie vom gespannten Dampfe nicht weggeschleudert
werden können , wenn eine unbeabsichtigte Entlastung
eintritt . Die Einrichtung der Sicherheitsventile muß
ihnen eine senkrechte Bewegung von 3 oaoa gestatten;

Einrichtung
der Maschinen,
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ä ) mit einer Vorrichtung (Manometer ), die den Druck
des Dampfes zuverlässig und ohne Anstellung be¬
sonderer Proben fortwährend erkennen läßt . Auf
den Zifferblättern der Manometer muß der höchste
zulässige Dampfüberdruck durch eine in die Augen
fallende Marke bezeichnet sein;

s ) mit einer Dampfpseife und mit einer Läutevor¬
richtung.

Abnahme - § 11.
Prüfung und

wiederkehrmde 1 . Neue oder mit neuen Kesseln versehene Lokomo-

Unter - tiven dürfen erst in Betrieb gesetzt werden , nachdem sie der

suchungen der ^geschriebenen Prüfung unterworfen und als sicher be-

^Epfivkomo - su ^ n sind . Der hierbei als zulässig erkannte höchste
Dampfüberdruck , sowie der Name des Fabrikanten der Loko¬
motive und des Kessels , die laufende Fabriknummer und
das Jahr der Anfertigung müssen in leicht erkennbarer und
dauerhafter Weise an der Lokomotive bezeichnet sein.

2 . Nach jeder umfangreicheren Ausbesserung des
Kessels , im übrigen in Zeitabschnitten von höchstens drei
Jahren , sind die Lokomotiven in allen Teilen einer gründ¬
lichen Untersuchung zu unterwerfen , mit der eine Kessel¬
druckprobe zu verbinden ist . Diese Zeitabschnitte sind vom
Tage der Inbetriebsetzung nach beendeter Untersuchung bis
zum Tage der Außerbetriebsetzung zum Zweck der nächsten
Untersuchung zu bemessen.

3 . Bei den Druckproben ist der Kessel vom Mantel
zu entblößen , mit Wasser zu füllen und mittels einer Druck¬
pumpe zu prüfen . Der Probedruck soll den höchsten zu¬
lässigen Dampfüberdruck um fünf Atmosphären übersteigen.

4 . Kessel , die bei dieser Probe ihre Form bleibend
ändern , dürfen in diesem Zustande nicht wieder in Dienst
genommen werden.

5 . Bei jeder Kesselprobe ist gleichzeitig die Richtigkeit
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der Manometer und Ventilbelastungen der Lokomotiven zu
prüfen.

6. Der angewendete Probedruck ist mittels eines Prü¬
fungsmanometerszu messen, das in angemessenen Zeitab¬
schnitten auf seine Richtigkeit untersucht werden muß.

7. Längstens acht Jahre nach Inbetriebsetzung eines
Lokomotivkessels muß eine innere Untersuchung desselben
vorgenommen werden, wobei die Siederohre zu entfernen
sind. Nach spätestens se sechs Jahren ist diese Untersuchung
zu wiederholen.

8. Über die Ergebnisse der Kesseldruckproben und der
sonstigen mit den Lokomotiven vorgenommenen Unter¬
suchungen ist Buch zu führen.

8 12.

1. Au der Stirnseite der Maschinen sowohl.wie an
der Rückseite müssen Bahnräumer angebracht sein.

2. Dampflokomotiven müssen mit einem verschließbaren
Aschkasten und mit Vorrichtungen versehen sein, die den
Auswurf glühender Kohlen aus dem Aschkasten und dem
Schornstein zu verhüten bestimmt sind.

8 13-
Die Maschinen müssen ohne Rücksicht auf etwa vor¬

handene anderweite Bremsvorrichtungen mit einer Hand¬
bremse versehen sein, die jederzeit leicht und schnell in
Tätigkeit gesetzt werden kann.

8 14-
Sämtliche Wagen mit Ausnahme der nur in Arbeits¬

zügen, sowie der im reinen Güterverkehr mit nicht mehr
als 20 lrra Fahrgeschwindigkeit laufenden müssen mit Trag¬
federn sowie an beiden Stirnseiten mit federnden Zug- und
Stoßvorrichtungen versehen sein.

Bahnräuiner,
Aschkasten,

Funkenfcinger.

Bremsen der
Maschine.

Federn , Zug-
und Stoß¬

vorrichtungen.
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Spurkränze.

Stärke der

Radreifen.

Untersuchung
der Wagen.

Bezeichnung
der Wagen.

8 15.

Sämtliche Räder müssen Spurkränze haben , mit Aus¬
nahme der Räder an den Mittelachsen der dreiachsigen
Maschinen und Wagen.

8 16.

Bei den Maschinen muß die Stärke der Radreifen
mindestens 20 ram betragen , bei Wagen können die Rad¬
reifen bis auf 16 rnra abgenutzt werden . Die Stärke der
Reifen ist in der senkrechten Ebene des Laufkreises zu
messen , der 750 mm von der Mitte der Achse entfernt an¬
zunehmen ist . Bei Rädern , deren Reifen durch eine Be¬
festigungsnut unter der der Abnutzung unterworfenen Fläche
geschwächt sind , müssen noch an der schwächsten Stelle die
bezeichnten Maße innegehalten werden.

8 17.

1 . Es dürfen nur solche Wagen in Gebrauch ge¬
nommen werden , die den von der Eisenbahnaufsichtsbehörde
genehmigten Entwürfen entsprechen.

2 . Jeder Wagen ist von Zeit zu Zeit durch den
Unternehmer einer gründlichen Untersuchung zu unterwerfen,
bei der die Achsen , Lager und Federn abgenommen werden
müssen . Diese Untersuchung hat spätestens drei Jahre nach
der ersten Ingebrauchnahme oder nach der letzten Unter¬
suchung zu erfolgen.

8 18.

Jeder Wagen muß Bezeichnungen haben , aus denen zu
ersehen ist:

a ) die Eigentümerin,

b ) das eigene Gewicht , einschließlich der Achsen und

Räder und ausschließlich der losen Ausrüstungs¬
gegenstände,



o) bei Güter- und Gepäckwagen das Ladegewicht und
die Tragfähigkeit,

ä) der Zeitpunkt der letzten Untersuchung.

0. Einrichtungen und Maßregeln für die Handhabung
des Betriebes.

§ 19 . Bewachung

1.  Die Bahnstrecke muß mindestens einmal an jedem Bahn.

Tage auf ihren ordnungsmäßigen Instand untersucht
werden.

2. Bei Annäherung eines Zuges oder einer einzeln
fahrenden Maschine an einen in Schienenhöhe liegenden
unbewachten Wegeübergang hat der Maschinenführer von
der etwa gekennzeichneten Stelle an oder, sofern Kennzeichen
nicht angebracht sind, in angemessener Entfernung bis nach
Erreichung des Überganges die Läutevorrichtung in Tätig¬
keit zu halten oder ein anderes Warnungszeichen zu geben.
Gleiches gilt, wenn Menschen oder Fuhrwerke auf der Bahn
oder in gefahrdrohender Nähe derselben bemerkt werden.
Ob und wo vor dem Überfahren derartiger Übergänge ver¬
langsamtes Fahren oder vorheriges Halten der Züge er¬
folgen soll, bestimmt die Eisenbahnaufsichtsbehörde.

3. Von der Bedienung und Beleuchtung von Weichen
kann in der Regel abgesehen werden, wenn sie unter Ver¬
schluß gehalten werden.

§ 20 . Stärke

Es sollen nicht mehr als 80 Wagenachsen in einem der Züge.
Zuge laufen.

8 21 . Zahl der

1. In jedem Zuge müssen außer den Bremsen an der^ ^ n eines
Maschine so viele Bremsen bedient oder auf andere Weise "d -
wirksam zu machen sein, daß mindestens6 von je 100 der
im Zuge befindlichen Wagenachsen gebremst werden können.
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Bildung
der Züge.

Erleuchtung
der Wagen.

Größte zuläs¬
sige Fahr¬
geschwindig¬

keit.

2. Bei der Berechnung der Zahl der zu bremsenden
Wagenachsen ist folgendes zu beachten:

u) Sowohl bei Zählung der vorhandenen Wagenachsen,
als auch bei Feststellung der erforderlichen Brems¬
achsen ist eine unbeladene Güterwagenachse als halbe
Achse zu rechnen. Die Achsen von Personen-, Post-
und Gepäckwagen sind stets voll in Ansatz zu bringen,

b) Der bei Berechnung der Anzahl der zu bremsenden
Wagenachsen sich etwa ergebende überschießende Bruch¬
teil ist, wenn er größer ist als ein Halb, stets als ein
Ganzes zu rechnen, anderenfalls zu vernachlässigen.

3. Den Stationsbediensteten, sowie den Zugbediensteten
ist schriftlich bekannt zu geben, der wievielte Teil der Wagen¬
achsen auf jeder Strecke bei der zugelassenen höchsten Fahr¬
geschwindigkeit zu bremsen ist.

8 22.
Bei Bildung der Züge ist darauf zu achten, daß die

Wagen gehörig zusammengekuppelt sind, die Belastung in
den einzelnen Wagen tunlichst gleichmäßig verteilt ist, die
nötigen Signalvorrichtungen angebracht, die erforderlichen
Bremsen bedienbar, bedient und tunlichst gleichmäßig im
Zuge verteilt sind.

8 23.
Das Innere der zur Beförderung von Personen be-.

nutzten Wagen ist während der Fahrt bei Dunkelheit ange¬
messen zu erleuchten.

8 24.
1. Die größte zulässige Fahrgeschwindigkeit für Züge

und einzelne Maschinen darf 30 llru in der Stunde nicht
übersteigen.

2. Größere Fahrgeschwindigkeiten können mit Genehmi¬
gung des Staatsministeriums zugelassen werden, sofern ein

4-
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Verkehrsbedürfnis dafür nachweisbar ist . Über die in
solchen Fällen vorzuschlagende Ergänzung der Sicherheits-
Vorschriften bleibt die Entscheidung des Staatsministeriums
Vorbehalten.

8 25.

Wenn ein Zeichen zum Langsamfahren gegeben ist,
oder ein Hindernis auf der Bahn bemerkt wird , muß die
Fahrgeschwindigkeit in einer den Umständen angemessenen
Weise ermäßigt werden.

8 26.

1. Kein Zug darf eine Station verlassen , bevor die
Abfahrt von dem zuständigen Bediensteten gestattet ist.

2 . Bei einer Fahrgeschwindigkeit von mehr als 15 llua
in der Stunde darf ein fahrplanmäßiger Zug einem anderen
in derselben Richtung abgelassenen Zuge in der Regel nur
in Stationsabstand — nach Ablauf der planmäßigen Fahr¬
zeit des voraufgegangenen Zuges — und zwar nur mit
einer um 5 llua in der Stunde verringerten Fahrgeschwin¬
digkeit folgen . Für unübersichtliche Strecken , sowie für un¬
günstige Witterungsverhältnisse kann die Eisenbahnaufsichts¬
behörde weitere Einschränkungen vorschreiben.

8 27.

Sonderzüge und einzelne Maschinen , die den beteiligten
Stationen , sowie dem etwa vorhandenen Bahnbewachungs¬
personal nicht vorher angekündigt sind , dürfen mit keiner
größeren Geschwindigkeit als 10 llw in der Stunde fahren.

8 28.

Das Schieben von Zügen auf freier Strecke , an deren
Spitze sich eine führende Maschine nicht befindet , ist nur
dann zulässig , wenn ihre Stärke nicht mehr als 40 Wagen-

Langsam-
fahren.

Abfahrt der
Züge.

Sonderzüge.

Schieben der
Züge.
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Begleit¬
personal.

achsen beträgt und ihre Geschwindigkeit 15 km in der
Stunde nicht übersteigt. Der vorderste Wagen muß als¬
dann mit einem wachthabenden Bediensteten besetzt sein,
welcher vor unbewachten Übergängen oder, wo sonst das
Bedürfnis eintritt, ein weithin hörbares Warnungszeichen
mittels Glocke, Horn oder dergleichen abzugeben hat.

8 29.
Das Begleitpersonal darf während der Fahrt nur einem

Bediensteten untergeordnet sein.

Stillstehende H Z0.
Maschinen und

Wagen . 1 - Stillstehende , fahrfertige Maschinen müssen stets
unter Aufsicht stehen.

2. Die ohne ausreichende Aufsicht, sowie die über
Nacht auf den Gleisen verbleibenden Wagen sind durch ge¬
eignete Vorrichtungen festzustellen.

Mitfahren auf
der Maschine.

8 31.
Ohne Erlaubnis der zuständigen Bediensteten darf

außer den durch ihren Dienst dazu berechtigten Personen
niemand auf der Maschine mitfahren.

Gebrauch der H 32.
Signalpfeife

usw. 1 - Der Gebrauch der Dampfpfeife oder der Preßluft¬
pfeife ist auf die im Z 38 vorgeschriebenen Signale, sowie
auf außergewöhnlicheFälle zu beschränken.

2. In der Nähe einer dem öffentlichen Verkehr dienen¬
den Straße soll vorzugsweise die Läutevorrichtung der Ma¬
schine oder ein anderes Warnungszeichen zur Anwendung
kommen. Das Öffnen der Zylinderhähne der Dampfloko¬
motiven ist an solchen Stellen zu vermeiden.
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8 33.

1. Die Führung der Maschine darf nur solchen Per¬
sonen übertragen werden , die eine förmliche Prüfung abge¬
legt haben und sich durch ein Zeugnis darüber ausweisen
können , daß sie die erforderliche technische Befähigung und
Zuverlässigkeit besitzen.

2 . Die Bedienung der Maschine kann mit Zustim¬
mung der Eisenbahnaufsichtsbehörde dem Führer allein über¬
tragen werden , wenn die Betriebsmittel einen Übergang
zwischen der Maschine und den Wagen gestatten und außer
dem Führer ein Zugbediensteter sich auf dem Zuge befindet,
der es versteht , den Zug zum Stillstand zu bringen.

Führung der
Htaschine.

§ 34 . Außergewöhn-

Sosern andere als mit Dampfkraft betriebene Maschinen
Verwendung finden , sind die für ihren Zustand , ihre Unter¬
haltung , Untersuchung und Handhabung zu beachtenden
Sicherheitsvorschriften von der Eisenbahnaufsichtsbehörde fest¬
zusetzen, im übrigen aber diejenigen der vorstehenden und
der noch folgenden Vorschriften , deren Anwendung Bedenken
nicht entgegenstehen , unverändert einzuführen oder , soweit
notwendig , zu ändern und zu ergänzen.

8 . Signalwesen.

8 36 . Verständigung

Einrichtungen , die eine Verständigung zwischen den Sta - ^ tatiorum"
tionen ermöglichen , können zur Sicherheit des Betriebes von
der Eisenbahnaufsichtsbehörde gefordert werden , sofern im
regelmäßigen Betriebe sich gleichzeitig zwei oder mehrere
Züge in entgegengesetzter Fahrtrichtung bewegen oder sonstige
Rücksichten solche erfordern.

8 36 . Strecken-

Auf der Bahn müssen die Signale gegeben werden lrgnale.
können:
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Zugsignale.

Signale des
Maschinen¬

führers.

Signal¬
ordnung.

Betriebs»
leitung.

Dienstanwei¬
sungen und

Dienstaufsicht.

der Zug soll langsam fahren und
der Zug soll halten.

8 37.
Jeder geschlossen fahrende Zug muß mit Signalen ver¬

sehen sein, die bei Tage den Schluß, bei Dunkelheit die
Spitze und den Schluß erkennen lassen; gleiches gilt für
einzeln fahrende Maschinen.

§ 38.
Der Maschinenführer muß die Signale geben können:

Achtung,
Bremsenanziehen und
Bremsen loslassen,

oder er muß
die Bremsen selbst wirksam machen und lösen können.

8 39.
Soweit Farbensignale zur Anwendung kommen, dürfen

nur die Farben weiß, grün und rot verwendet werden, und
zwar soll die rote Farbe als Halt-Signal dienen.

ki. Betriebsführuug.

8 40 .
Die mit der Leitung der Bahnunterhaltung und des

Betriebes betrauten Personen sind sowohl der Eisenbahn¬
aufsichtsbehörde, als dem Großherzoglichen Amt Brake nam¬
haft zu machen, auch sind diesen Behörden alle hierbei ein¬
tretenden Änderungen anzuzeigen.

8 41 .
1. Den im äußeren Betriebsdienst angestellten Be¬

diensteten sind über ihre Dienstverrichtungen und ihr gegen¬
seitiges Dienstverhältnis schriftliche oder gedruckte Anwei-



sungen zu geben . Die Eisenbahnaufsichtsbehörde , der diese
Anweisungen vorgelegt werden müssen , kann sie beanstanden,
wenn sie die Betriebssicherheit der Kleinbahn dadurch nicht
für gewahrt erachtet . Auch ist diese Behörde befugt , eine
Prüfung der Bediensteten des äußeren Betriebsdienstes zu
fordern , sowie die Entlassung derjenigen , die nach ihrem
Ermessen nicht als technisch fähig und zuverlässig anzü-
sehen sind.

2 . Die Befugnisse der Eisenbahnaufsichtsbehörde sind
in den Dienstverträgen vorzusehen.

N. Bahnpolizeibeamte.

§ 42.

Soweit erforderlich , können den Angestellten des äußeren
Betriebsdienstes von der Eisenbahnaufsichtsbehörde für die
Dauer ihrer Beschäftigung die Rechte und Pflichten von
öffentlichen Polizeibeamten für den Bereich der Bahnpolizei
widerruflich übertragen werden.

8 43.

1 . Die Bahnpolizeibeamten sind befugt , jeden vorläufig
festzunehmen , der auf der Übertretung der in den 88 48
bis 53 enthaltenen Bestimmungen oder einer sonstigen straf¬
baren Handlung betroffen oder unmittelbar darnach ver¬
folgt wird , wenn er der Flucht verdächtig ist oder sich nicht
auszuweisen vermag . Eine Festnahme wegen Übertretung
der in den 88 48 — 63 enthaltenen Bestimmungen hat zu
unterbleiben , wenn eine angemessene Sicherheit bestellt wird.
Diese Sicherheit darf den Betrag von 60 ^ nicht über¬
steigen . Ist die vorläufige Festnahme notwendig , um die
Fortsetzung der strafbaren Handlung zu verhindern , so darf
sie nicht unterbleiben , auch wenn der Täter nicht der Flucht
verdächtig ist , sich auszuweisen vermag und Sicherheits¬
leistung anbietet.

Bestellung

Befugnisse
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Befähigung.

Personalakten.

Amtsbereich.

2 . Der Festgenommene ist , wenn er nicht wieder in
Freiheit gesetzt wird , unverzüglich dem Amtsrichter in Brake
oder der Polizeibehörde in Dedesdorf vorzuführen.

3 . Erfolgt die Ablieferung nicht durch einen Bahn¬
polizeibeamten , so hat der sie anordnende Beamte eine mit
seinem Namen und seiner Dienststellung versehene Karte

mitzugeben , worauf der Grund der Festnahme vermerkt ist.

8 44.

1. Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berufenen
Beamten müssen mindestens 21 Jahre alt und unbeschol¬
tenen Rufes sein , sowie die zu ihrem besonderen Dienste
erforderlichen Eigenschaften besitzen und der Eisenbahn¬
aufsichtsbehörde auf Verlangen Nachweisen.

2 . Die Bahnpolizeibeamten sind durch die von der

Eisenbahnaufsichtsbehörde zu bestimmende Behörde zu ver¬
eidigen oder durch Handschlag an Eidesstatt zu verpflichten.
Die Vereidigung oder eidliche Verpflichtung verleiht dem
Bahnpolizeibeamten die Rechte des öffentlichen Polizei¬
beamten.

3 . Bahnpolizeibeamten , die sich zur Ausübung polizei¬
licher Obliegenheiten ungeeignet zeigen , dürfen solche nicht
übertragen werden.

8 45.

Über jeden Bahnpolizeibeamten sind Personalakten zu
führen.

8 46.

Der Amtsbereich der Bahnpolizeibeamten umfaßt ört¬
lich — ohne Rücksicht auf den Wohnort oder Dienstbezirk —

das gesamte Gebiet der Kleinbahn , sachlich die Maßnahmen,
die zur Handhabung der für den Eisenbahnbetrieb geltenden
Polizeiverordnungen erforderlich sind.
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8 47.

Die sonstigen Polizeibeamten sind verpflichtet, die Bahn¬
polizeibeamten auf Ersuchen bei Handhabung der Bahn¬
polizei zu unterstützen. Ebenso sind diêBahnpolizeibeamten
verbunden, den sonstigen Polizeibeamten bei der Ausübung
ihres Dienstes innerhalb des Kleinbahngebiets Beistand zu
leisten, soweit es ihre bahndienstlichen Pflichten zulassen.

!!l. Schutz des Kleinbahnverkehrs.
8 48 .

Beschädigungen der Kleinbahn oder der zugehörigen
Anlagen sowie der Fahrzeuge nebst Zubehör und die Vor¬
nahme von Handlungen, die den Betrieb stören, sind ver¬
boten.

Die Fahrgäste und das sonstige Publikum haben den
Anordnungen der sich als Bahnpolizeibeamte ausweisenden
Kleinbahnbediensteten Folge zu leisten.

8 49.

1. Das Betreten der Bahnanlagen der außerhalb
öffentlicher Wege liegenden freien Strecke ist ohne Berechti¬
gungsausweis nur gestattet:

a) den Vertretern der Aufsichtsbehörden,
b) den Beamten der Staatsanwaltschaft, der Gerichte,

des Forstschutzes und der Polizei, wenn es zur Aus¬
übung ihres Dienstes notwendig ist,

o) den Beamten des Telegraphen-, des Zoll- und Steuer¬
wesens, soweit es zur Wahrnehmung ihres Dienstes
innerhalb des Bahngebiets notwendig ist,

ä) den zur Besichtigung dienstlich entsandten Offizieren.
2. Das Betreten der Stationsanlagen außerhalb der

dem Publikum bestimmungsgemäß geöffneten Räume ist ohne
Berechtigungsausweisnur den unter1 genannten Personen

2

Gegenseitige
Unterstützung
der Polizei¬

beamten.

Allgemeines.

Betreten der
Bahnanlagen.
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Verhalten bei
der Fahrt.

und außerdem den Postbeamten gestattet, soweit sich der Post¬
dienst innerhalb des Stationsgebiets abwickelt.

3. Die zum Betreten der Bahnanlagen ohne Berech¬
tigungsausweis befugten Personen haben sich, soweit sie
nicht durch ihre Uniform kenntlich sind, über ihre Person
auszuweisen.

4. Das Betreten der Übergänge ist nur insoweit ge¬
stattet, als sie nicht abgesperrt sind, oder sich kein Zug oder
Bahnwagen nähert. Sobald sich ein Zug nähert, müssen
Fuhrwerke, Reiter, Fußgänger, Treiber von Vieh oder Last¬
tieren in angemessener Entfernung von der Bahn und zwar,
sofern Warnungstafeln vorhanden sind, an diesen halten
oder die Bahn schnell räumen.

5. Es ist untersagt, Schranken eigenmächtig zu öffnen
oder ihre Betätigung zu behindern.

Pflüge und Eggen, Baumstämme und andere schwere
Gegenstände dürfen, wenn sie nicht getragen werden, nur
auf Wagen oder untergelegten Schleifen über die Bahn ge¬
schafft werden.

6. Die den Verkehr nach dem Bahnkörper zu ver¬
mittelnden Hecktore der Weidekoppeln sind während der
Weidezeit geschlossen zu halten.

IV. Bestimmungen für die Fahrgäste und
das sonstige Publikum.

8 50.

1. Das eigenmächtige Öffnen der Wagenverschlüsfe
während der Fahrt, das Sitzen auf den Plattformbrüstungen,
das Hinauslehnen des Körpers aus dem Wagen, das Auf¬
steigen auf einen vom zuständigen Bahnbedienstetenals
„besetzt" bezeichnten Wagen und das Verweilen des trotzdem
Aufgestiegenen in einem solchen Wagen ist verboten. Es
ist untersagt, Gegenstände aus den Wagen zu Wersen, durch
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die ein Mensch verletzt oder eine Sache beschädigt werden
könnte.

2 . Der Aufenthalt auf den Plattformen ist nur ge¬
stattet , soweit er nicht durch Anschlag auf der Plattform
verboten ist.

3 . Das Ein - und Aussteigen ist nur an den Halte¬
stellen und auf der hierzu bestimmten Wagenseite gestattet.

Das Ein - und Aussteigen , während der Zug sich schon
oder noch in Bewegung befindet , ist verboten.

8 51.

Personen , die durch sichtliche Krankheit , durch Trunken¬
heit oder aus anderen Gründen durch ihre Nachbarschaft
oder ihr Verhalten den Fahrgästen lästig fallen , haben sich
auf Aufforderung der Bahnbediensteten aus den Wagen
oder dem Bahnhofe zu entfernen.

Es ist untersagt , in den Wagen und Warteräumen
auszuspucken oder dieselben in anderer Weise zu verunrei¬
nigen . Das Beschreiben und Bemalen der Wagen , Warte-
-räume und Aborte ist verboten.

8 52.

Das Rauchen , sowie das Mitbringen brennender Pfei¬
fen , Zigarren oder Zigaretten ist auf den Außenplätzen all¬
gemein und in den Wagen oder Wagenabteilen insoweit
gestattet , als diese nicht für Frauen oder Nichtraucher Vor¬
behalten uyd dementsprechend bezeichnet sind.

Z 53.

1 . Die Mitnahme von geladenen Schußwaffen sowie
von Gepäckstücken , welche durch Umfang , üblen Geruch oder
Unreinlichkeit die Mitfahrenden belästigen oder durch leichte
Entzündlichkeit gefährlich werden können , ist in den für
Personen bestimmten Wagen oder Wagenabteilen nicht ge¬
stattet . Jägern und im öffentlichen Dienst stehenden Per-
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sonen ist die Mitführung von Handmunition gestattet . Der

freie Durchgang im Wagen darf durch Gepäckstücke nickst

behindert werden.
2 . Hunde und andere Tiere dürfen im Personenwagen

nur in folgenden Fällen mitgeführt werden:
n) kleine Hunde und andere kleine Tiere , wenn sie auf

dem Schoße getragen und die Mitreisenden durch sie

nicht belästigt werden,
d ) Hunde jeder Größe , wenn ihren Besitzern ein beson¬

deres Abteil zur Verfügung gestellt werden kann

oder ihre Mitführung nach anderweiten von der

Aufsichtsbehörde genehmigten Beförderungsbedin-
gungen gestattet ist.

8 54.

Personen , welche die zur Aufrechterhaltuug der Ord¬

nung und des Verkehrs ergehenden Weisungen der Bahn¬
bediensteten unbeachtet lassen , haben unbeschadet der etwa

eintretenden Bestrafung nach Aufforderung der Bahnbedien¬

steten den Bahnhof oder den Wagen sofort oder beim nächsten

Halten zu verlassen.

V. Strafbestimmungen.

8 55.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der 88 48
bis 53 werden , soweit nicht nach den bestehenden Gesetzen

eine höhere Strafe verwirkt ist , mit Geldstrafe bis zu 60
bestraft , an deren Stelle im Unvermögensfalle eine ent¬

sprechende Haftstrafe tritt.

Oldenburg , den 6 . September 1911.

Staatsministerium.
Ruhstrat.

vr . Hillmer.
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